
 

 

Auszüge aus der Begründung zur vierten Verordnung der Tierärztlichen 

Gebührenordnung des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 

„Zielsetzung, Gegenstand und wesentliche Regelungen  

Die Gebührenordnung für Tierärzte (GOT) ist eine Verordnung der Bundesregierung und regelt 

die Entgelte für tierärztliche Leistungen (ca. 800). Sie ist zuletzt durch die am 27. Juli 2017 in 

Kraft getretene Dritte Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung für Tierärzte vom 19. 

Juli 2017 (BGBl. I S. 2696) angepasst worden. Dabei sind die einfachen Gebührensätze um 

pauschal 12 Prozent und die Gebühren für die (freiwillige) Beratung von Nutztierhaltern um 

pauschal 30 Prozent angehoben worden. Diese pauschalen Erhöhungen sind vorgenommen 

worden, um die Einkommenssituation der Tierärzte möglichst kurzfristig verbessern zu 

können. Die geplante umfassende Novellierung der GOT soll die Neustrukturierung der 

tierärztlichen Leistungen unter Anpassung an den veterinärmedizinischen wissenschaftlichen 

Erkenntnisstand zum Gegenstand haben. Die für die einzelnen tierärztlichen Leistungen 

festzulegenden Entgelte sollen auf der Basis eines Forschungsvorhabens festgelegt werden. 

Diese Novellierung kann daher nicht kurzfristig durchgeführt werden. Inzwischen ist jedoch 

ein Problem aufgetreten, das eine weiter Anpassung der GOT kurzfristig erforderlich macht. 

Tierärztliche Fachverbände, unter anderem die Bundestierärztekammer, haben darauf 

hingewiesen, dass die flächendeckende Notdienstversorgung von Tieren erheblich gefährdet 

ist, weil Tierärztliche Kliniken, die standesrechtlich (nach den Ländergesetze und dem 

Kammerrecht) zur Vorhaltung eines Bereitschaftsdienstes (24 Stunden Anwesenheit 

mindestens eines Tierarztes) zur Notfallversorgung von Tieren verpflichtet sind, aus 

finanziellen Gründen bereits vielfach auf ihren Status als Tierärztliche Klinik verzichtet haben. 

Dadurch ist eine adäquate tierärztliche Versorgung von Tieren außerhalb der regulären 

Behandlungszeiten nicht mehr ohne weiteres gewährleistet. Dies ist aus Gründen der 

Sicherung der öffentlichen Gesundheit (rasche Diagnose und Bekämpfung von Tierseuchen 

und Zoonosen) sowie aus Gründen des Tierschutzes (Staatsziel) als höchst problematisch 

anzusehen. Daher soll mit einer eigenen Gebührenregelung für den Notdienst die finanzielle 

Basis für die Durchführung des Bereitschaftsdienstes verbessert werden. Auch das Wegegeld, 

das in der Regel bei der Behandlung von Nutztieren anfällt und bei der letzten oben genannten 

Änderung der GOT nicht berücksichtigt worden ist, soll nunmehr angepasst werden.  



 

 

Darüber hinaus erfolgt eine redaktionelle Anpassung und die Anpassung der Vorschriften über 

die Entgelte für Leistungen, die nicht in den regulären Sprechstunden der Praxis erbracht 

werden.“ 

„Die Erhöhung der Notdienstgebühren ist erforderlich zur Erreichung zwingender Gründe 

des Allgemeinwohls. So trägt die Aufrechterhaltung des Bereitschaftsdienstes durch 

Tierärztliche Kliniken trägt erheblich zur adäquaten Notversorgung von Tieren bei. Der 

tierärztliche Not-dienst gewährleistet die Versorgung von Tieren auch außerhalb regulärer 

Öffnungszeiten von Tierarztpraxen, Tierkliniken und Tierärztlichen Kliniken. Dies ergänzt die 

reguläre tierärztliche Versorgung von Tieren und macht eine 24-Stunden-Versorgung von 

Tieren möglich. Damit ist die Möglichkeit eröffnet, Zoonosen, andere Tierseuchen oder 

Tierkrankheiten rasch erkennen und bekämpfen zu können. Dies kommt der menschlichen 

Gesundheit (Schutz der öffentlichen Gesundheit als Daseinsvorsorge), der Tiergesundheit 

(Tierschutz als Staatsziel, Artikel 20a des Grundgesetzes) und den Tierhaltern zu Gute 

(Verbraucherschutz durch 24-Stunden-Service und Erhaltung erheblicher wirtschaftlicher 

und ideeller Werte, zum Beispiel im Nutztierbereich oder bei wertvollen Haustieren). Die 

Erhöhung der finanziellen Basis für den tierärztlichen Notdienst wird als geeignet betrachtet, 

den Bereitschaftsdienst der Tierärztlichen Kliniken zu fördern und zu unterstützen. Die 

Notdienstgebühr soll zum einen unabhängig von der konkreten Behandlung zu Einkünften 

führen, da in vielen Fällen keine sehr komplizierten Behandlungen/Operationen mit hohen 

Kosten notwendig sind. Zum anderen soll die Höhe der Notdienstgebühr nicht vor der 

Inanspruchnahme des Notdienstes abschrecken, so dass Tiere unnötig leiden müssten. 

Tierärztliche Kliniken sind zwar durch das Standesrecht verpflichtet, Bereitschaftsdienst 

anzubieten. Jedoch können sie dieser Verpflichtung durch Aufgabe des Titels Tierärztliche 

Klinik entgehen. Dieser Entwicklung soll mit der Erhöhung der finanziellen Basis 

entgegengewirkt werden. Der Rückschritt im tierärztlichen Notdienst zur bloßen 

Rufbereitschaft wäre ein Rückschritt in der tierärztlichen Versorgung. Die Maßnahmen sind 

daher zur Erreichung des Ziels einer Sicherung des tierärztlichen Notdienstes erforderlich. 

Weniger restriktive Maßnahmen, um die angeführten Ziele zu erreichen, sind nicht 

ersichtlich.“   


